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Zonengrenze war nur mehr mit vierspra-
chigem Identitätsausweis und amtlichem
Passierschein möglich. 1947 hoben die
US-Amerikaner diese Kontrollen auf,
erst 1953 folgten die Sowjets diesem Bei-
spiel. Die Gefahr einer dauerhaften Ab-
trennung des Mühlviertels wurde durch
die Ernennung Johann Blöchls zum
„Staatsbeauftragten“ durch die Regierung
Karl Renner und die Einrichtung der „Zi-
vilverwaltung Mühlviertel“ abgewendet.
Blöchl und Franz Blum erklärten sich be-
reit, über die Zonengrenze hinweg engen
Kontakt zur Landesregierung zu halten,
für die KPÖ arbeiteten Eugen Haill und
Adolf Obermüller mit. Die Sowjets
machten schließlich 1946 den Weiter -
bestand der „Zivilverwaltung“ zur Bedin-
gung für ihre Anerkennung der Einheit
des Bundeslandes Oberösterreich. Das
ursprüngliche Provisorium blieb bis zum
Ende der Besatzungszeit bestehen. Die
Teilung des Landes führte zu einer un-
gleichen wirtschaftlichen Entwicklung,
die noch lange Zeit spürbar war.

Aber abgesehen davon waren die Be-
satzungstruppen im Alltag bald kaum
mehr bemerkbar. Regierung, Verwaltung
und Exekutive wurden schon in den ers -
ten Nachkriegsjahren wieder öster-
reichisch. Die US-Truppen waren
zunächst misstrauisch gegenüber einer
Bevölkerung, die bis zuletzt Teil des
„Dritten Reiches“ war. Die Besatzungs-
politik schwankte zwischen Strenge und
Wohlwollen, und es war für die Men-
schen nicht immer einfach, sich darauf
einzustellen. Das strenge Kontaktverbot
mit der lokalen Bevölkerung den Einhei-
mischen war nicht lange durchzuhalten.
Erlebnisse und Erzählungen von Flücht-
lingen aus dem Osten vermischten sich
mit Überresten der NS-Propaganda:
Angst vor „den Russen“ war weit verbrei-
tet. Den sowjetischen Soldaten und Offi-
zieren war die negative Grundstimmung
der Bevölkerung unverständlich. Wie
kann man die Befreier vom nationalsozia-
listischen Unrechts-Regime als „Besat-
zer“ oder gar „Unterdrücker“ beleidigen?

Die jahrelange totale Rüstungswirt-
schaft hatte die Produktion ziviler und
landwirtschaftlicher Güter beinahe zum
Erliegen gebracht. Die Zustände waren
chaotisch – Hunger, Wohnungsnot sowie
der Mangel an Strom, Gas und Heiz -
material bereiteten die größten Sorgen.
Die Kommunikationsstränge waren wei-

tenteils unterbrochen. Kontakte zwi-
schen Freunden und Verwandten und
Erkun digungen nach Verschollenen und
Vermissten waren oft unmöglich. 

Am auffälligsten waren die Schäden an
Gebäuden und Verkehrseinrichtungen. In
Linz etwa waren durch die 22 schweren
Bombenangriffe seit Juli 1944 rund
14.000 Wohnungen zerbombt oder stark
beschädigt – insgesamt ein Drittel des
Linzer Häuserbestandes. Der Wiederauf-
bau konzentrierte sich vorerst auf die
Wiederherstellung lebensnotwendiger
Einrichtungen. Die Wirtschaft war nahe-
zu vollkommen zusammengebrochen, ein
rascher Wiederaufbau war zwar das Ziel,
wurde jedoch durch den Mangel an Koh-
le, Rohstoffen und Ersatzteilen gehemmt.
Die Lebensmittelversorgung brach bei
Kriegsende zusammen. Die ersten
 Wochenzuteilungen in Linz betrugen
zwischen 535 und 670 Kalorien pro Tag
für „Normalverbraucher“. Für die Zutei-
lungsperiode vom 28. Mai bis 24. Juni
1945 waren als Wochenration pro Kopf
vorgesehen: 200g Fleisch, 500g Brot,
100g Fett, 125g Zucker, 75g Trocken -
erbsen, 25g Kaffeemittel und ein Ei. Nur
langsam stiegen die Rationen auf 1.200
bis 1.500 Kalorien pro Tag. Aufgrund der
Überbevölkerung und des mangelnden
Nahrungsangebotes wurde die Lebens-
mittelrationierung noch bis Mitte der
1950er Jahre fortgeführt. Den Schutt nicht
wegzuräumen, sondern zu nutzen, darin
bestand die Strategie des alltäglichen
Überlebens. Mit Fallschirmseide, Reifen-
garnen, Wehrmachtsdecken, Gasmasken
oder Stahlhelmen war man in der Lage, so
manches anzufangen: Hochzeitskleider
und Wintermäntel nähen, Unterhosen
stricken, Sieblöffel und Mörtelschöpfer
herstellen, Kochtöpfe anfertigen.

Hamsterfahrten, Schmuggeltouren,
Schwarz- und Schleichhandelsgeschäfte
halfen über Engpässe hinweg, konnten
aber auch reich machen. Die arbeitsteilige
Geldwirtschaft war vorübergehend funk-
tionsunfähig geworden: Organisieren,
Sammeln und Tauschen bedeuteten das
kurzfristige Wiederaufleben archaischer
Formen wirtschaftlicher Beziehungen.

Entnazifizierung 
und Restitution

Mit dem Ende des Krieges stellte sich
die Frage des Umgangs mit Tätern und
„Mitläufern“ des NS-Regimes. Mit dem

O
berösterreich war nach dem En-
de des Krieges im Mai 1945 ein
in vielfacher Hinsicht gespaltenes

Land. Die Alliierten befreiten es von der
NS-Herrschaft, anschließend teilten sie es
in eine US-amerikanische und eine so-
wjetische Zone. Oberösterreich wurde da-
mit nicht nur befreit, sondern für die kom-
menden zehn Jahre auch besetzt. Die mit
dem Staatsvertrag einhergehende „Befrei-
ung“ von den Befreiern wurde für die
nächsten Jahrzehnte zum sinnstiftenden
Element, während der eigentlichen Be-
freiung kaum mehr Platz in der offiziellen
Erinnerungskultur eingeräumt wurde.

Die NS-Diktatur und der von ihr ent-
fesselte Krieg forderte eine Vielzahl an
Menschenleben und hinterließ eine zer-
störte Wirtschaft. Die nackten Zahlen
vermögen das Grauen dieser Zeit nur an-
zudeuten: Mindestens 120.000 Personen
kamen in der Haft, in Konzentrations -
lagern und NS-Euthanasieprogrammen
um oder wurden ermordet, etwa 247.000
Soldaten aus Österreich waren tot, dar-
unter 64.300 Soldaten aus Oberöster-
reich, rund 25.000 bis 30.000 Zivilistin-
nen und Zivilisten starben, 170.000 Sol-
daten trugen dauernde Invalidität davon.
An die 500.000 Männer gerieten in
Kriegsgefangenschaft, etwa 370.000 Wit-
wen und Waisen mussten versorgt wer-
den. Die Bombenangriffe der Alliierten
galten vorwiegend der Rüstungsindus trie
im Großraum Linz, Wels und Steyr so-
wie den Verkehrsadern und Verkehrs-
knotenpunkten, hier vor allem Attnang-
Puchheim. Die unmittelbare Nachkriegs-
zeit war daher gekennzeichnet von Not,
Chaos und Hunger. Eine Auseinander-
setzung mit der Vergangenheit gehörte
in dieser Lage nicht zu den vordringli-
chen Aufgaben. Die Entnazifizierung
kam nur schleppend in Gang und versan-
dete zeitweise fast ganz. Gleichzeitig
wurde ein Mantel des Schweigens über
die NS-Zeit gebreitet. Die politische
 Situation des Kalten Krieges trug zur Re-
habilitierung von NS-Funktionären bei,
während die NS-Opfer kaum noch in der
Öffentlichkeit präsent waren. 

Oberösterreich war neben Wien das
einzige Bundesland, das in verschiedene
Besatzungszonen aufgeteilt wurde. Seit
August 1945 stand das Mühlviertel unter
sowjetischer Kontrolle, die Gebiete süd-
lich der Donau wurden von den US-
Amerikanern regiert. Das Passieren der

Oberösterreich nach der Befreiung
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NSDAP-Verbotsgesetz im Mai 1945,
dem Kriegsverbrechergesetz im Juni
1945 und dem Nationalsozialistengesetz
1947 legte man die juristischen Grundla-
gen. In dieser ersten Phase der Entnazifi-
zierung wurden über eine halbe Million
Personen in Österreich als National -
sozialistInnen erfasst, über 170.000 aus
ihren Funktionen entlassen, über
130.000 Fälle gerichtlich verfolgt und
verhandelt, 43 Todesurteile wurden aus-
gesprochen. Zwischen Herbst 1945 und
Jänner 1948 internierte die US-Besat-
zungsmacht tausende NSDAP-Mitglie-
der, Funktionäre des NS-Regimes, Be-
amte, Angehörige der Wehrmacht und
der SS im „Camp Marcus W. Orr“, bes-
ser bekannt als „Lager Glasenbach“ im
Süden der Stadt Salzburg. Prominente
Insassen waren z.B. Franz Langoth,
 Albert Kesselring, Lothar Rendulic, Wal-
ter Reder, Franz Stangl und Anton Bur-
ger. Das Lager beherbergte zwischen
6.000 und 8.000 Inhaftierte, darunter rund
500 Frauen. Bis zur Auflösung durch -
liefen rund 30.000 Personen das Lager.

Die Auseinandersetzung mit der jüng-
sten Vergangenheit trat aber rasch hinter
die materiellen Sorgen der Nachkriegs-
zeit und hinter parteipolitische Interessen
zurück. Zahlreiche ehemalige NS-Funk-
tionäre konnten ihre Karrieren, nicht zu-
letzt dank weiterhin bestehender Seil-
schaften, fortsetzen. Einer, der sich ge-
gen diese Art des Umgangs stemmte,
war Simon Wiesenthal, geboren am
31. Dezember 1908 in Butschatsch, Gali-
zien, heute Ukraine, gestorben am
20. September 2005 in Wien. Unmittel-
bar nach der Befreiung nahm er die Su-
che nach NS-Tätern auf und lieferte sie
an die Gerichtsbarkeit aus. Er begann in

Linz für das ameri-
kanische Office of
Strategic Services
(OSS) und später
für das Counter
 Intelligence Corps
(CIC) zu arbeiten,
sammelte Zeugen-
aussagen von
Überlebenden in
den Lagern für
Displaced Persons,
erstellte Listen von
NS-Tätern und war
befugt, selbst Ver-
haftungen durch-
zuführen. 1946
gründete er ein
 jüdisches Komitee
von Überlebenden
aus dem KZ Maut-

hausen. Nach der Trennung vom CIC
gründete Wiesenthal 1947 sein eigenes
Büro zur Ausforschung von NS-Verbre-
chern: die Jüdische Historische Doku-
mentation in Linz, die bis 1961 bestand.
Im Laufe der Jahre wurde die Tätigkeit
Wiesenthals jedoch zunehmend schwieri-
ger, da das Interesse an der Verfolgung
von NS-Tätern deutlich nachließ.

Von 1939 bis 1944 plünderten NS-
 Organisationen wie der „Einsatzstab
Reichsleiter Rosenberg“, der „Sonder-
auftrag Linz“ oder die SS „Forschungs-
gemeinschaft Deutsches Ahnenerbe“
Schlösser, Bibliotheken, Museen und
Privatsammlungen in ganz Europa. Ab
1943 befanden sich wesentliche Teile
der „Beutekunst“ im Salzbergwerk
 Altaussee. Sie wurden ab 1945 von den
Alliierten zu der zentralen Sammelstelle
(Central Collecting Point) in München
gebracht. Das Oberösterreichische Lan-
desmuseum fand in seinem Bestand 17
Gemälde mit dem Vermerk „1945 vom
Collecting Point München übernom-
men“. Forschungen ergaben, dass die
Gemälde von NS-Reichsstellen zumeist
im Kontext des „Sonderauftrag Linz“ für
das geplante Linzer „Führermuseum“ er-
worben,1945 von amerikanischen Spe-
zialeinheiten übernommen und seit 1948
in Linz gelagert wurden. 1951 kamen sie
zur Aufbewahrung in das Oberöster-
reichische Landesmuseum. Ein Bild aus
diesem Bestand wurde an die rechtmäßi-
ge Besitzerin restituiert, bei zwei Bildern
konnte ein „Raubkunstverdacht“ ausge-
schlossen werden. Für die restlichen 14
Bilder blieben Zweifel über die Her-
kunft. In der NS-Zeit wurden zudem
große Vermögenswerte entzogen oder
scheinbar legal übertragen. Nach Ende

des Zweiten Weltkriegs lehnte Öster-
reich zunächst jede Verantwortung für
die Verbrechen des NS-Regimes ab und
betrachtete sich unter Berufung auf die
Moskauer Deklaration von 1943 als er-
stes Opfer Nazi-Deutschlands. Bis 1949
beschloss das Parlament sieben Rück-
stellungsgesetze: Die Frist zur Antrag-
stellung war allerdings kurz, die Beweis-
last lag bei den Geschädigten und diese
wurden, häufig im Ausland wohnend,
nicht individuell kontaktiert. 

ÖVP und SPÖ instrumentalisierten in
der Nachkriegszeit den in der Gesell-
schaft latenten Antisemitismus mit dem
Ziel, möglichst wenig der „arisierten“
Vermögenswerte an die jüdischen
 EigentümerInnen zurückgeben zu müs-
sen. Innenminister Oskar Helmer (SPÖ)
führte 1948 auf die Frage, wann entzoge-
nes jüdisches Eigentum zurückzuerstat-
ten oder zu entschädigen sei, aus: „Ich
wäre dafür, dass man die Sache in die
Länge zieht. […] Die Juden werden das
selbst verstehen, da sie im Klaren darü-
ber sind, dass viele gegen sie Stellung
nehmen.“ Erst 1995 gestand die Repu-
blik Österreich allen Opfern des Natio-
nalsozialismus auf freiwilliger Basis
Entschädigungen zu, allerdings gibt es
bis heute keinen Rechtsanspruch darauf.

Flüchtlinge und 
Heimatvertriebene

Im Juni 1946 befanden sich rund
153.000 Vertriebene, Umsiedler und
Flüchtlinge in Oberösterreich, darunter
40.300 Sudetendeutsche und Karpaten-
deutsche, 46.500 Donauschwaben aus
der Bačka und dem Banat, 29.800 Sie-
benbürger Sachsen, Buchenland- und
Bessarabiendeutsche sowie 6.000 Bulga-
rien-, Balten-, Schwarzmeer-, Wolga-
und Wolhyniendeutsche. Der Großteil
von ihnen wollte dauerhaft im Land blei-
ben. Als Angehörige eines ehemaligen
Feindstaates der Alliierten erhielten sie
von internationalen Flüchtlingsorganisa-
tionen anfangs keine Hilfsleistungen.
Die Verwaltung und Betreuung oblag ab
Oktober 1945 dem „Amt für Umsied-
lung“, das der Landesregierung unter-
stellt war. Anfangs herrschte vor allem in
der Bundespolitik eine zögerliche bis of-
fen ablehnende Haltung gegenüber den
Heimatvertriebenen – es gab kaum Staats-
bürgerschaftsverleihungen, zum Teil kei-
ne Arbeitserlaubnis, ihre Sportvereine
blieben aus den oberösterreichischen
 Ligen ausgeschlossen. Erst mit dem be-
ginnenden Kalten Krieg und dem Wissen,
dass die Vertriebenen vielfach gut ausge-
bildete Arbeitskräfte waren, änderte sich

Fahne der oberösterreichischen Landesgruppe des
 „Verbands antifaschistischer Freiheitskämpfer“.
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Gablonzer Industrie arbeiteten und stark
exportorientiert waren.

Entschädigung ohne
„Wiedergutmachung“

Viele Tausend Oberösterreicher wur-
den zu Opfern des NS-Regimes. Die
Überlebenden der Verfolgung mussten
zum Teil jahrzehntelang auf Entschädi-
gung warten. Mit dem Opferfürsorge -
gesetz unternahm Österreich den halb-
herzigen Versuch einer „Wiedergut -
machung“. Die Ereignisse wurden kaum
artikuliert, im öffentlichen Bewusstsein
verdrängt, viele der Betroffenen zogen es
vor, zu schweigen. Unmittelbar nach
Kriegsende bildeten sich jedoch erste
NS-Opferverbände, die für eine rasche
Entschädigung kämpften, sich für die Er-
haltung ehemaliger Konzentrationslager
als Gedenkstätten einsetzten und die Er-
richtung von Mahnmalen einforderten.
Das Opferfürsorgegesetz vom 4. Juli
1947 regelte die Gewährung finanzieller
Entschädigung für Opfer des Nationalso-
zialismus. Innerhalb der vom Gesetz an-
erkannten Opfergruppen stellten jene,
die aufgrund ihrer Abstammung verfolgt
wurden, die weitaus größte Gruppe dar,
gefolgt von den politischen Gegnern des
NS-Regimes. Für Antragsteller bedeute-
ten die bürokratischen Hürden oftmals
unüberwindliche Hindernisse. Opfer-
gruppen wie Sinti und Roma, Zeugen
 Jehovas, Deserteure, Angehörige von
NS-Euthanasie-Opfern, Homosexuelle
und so genannte „Asoziale“ blieben lan-
ge Zeit von Entschädigungen ausge-
schlossen. In Oberösterreich stellten
rund 3.700 Personen bei der Opferfürsor-
gebehörde einen Antrag auf eine Amts-
bescheinigung, einen Opferausweis oder
auf Haftentschädigung. Rund 2.200 Per-
sonen (60 Prozent) erhielten einen positi-
ven Bescheid, aber nur 1.200 von ihnen
bekamen eine Amtsbescheinigung, mit
der zahlreiche Vergünstigungen verbun-
den waren. Für einen Antrag mussten
wichtige Dokumente, etwa Haftbestäti-
gungen, selbst oder mit Hilfe der NS-
 Opferverbände gesucht werden. Vor
 allem in den ersten Jahren nach dem
Krieg war dies nicht einfach. Im Wider-
stand aktive Personen oder Menschen,
die wegen  ihrer Herkunft verfolgt wur-
den, erhielten die begehrte Amtsbeschei-
nigung am häufigsten. Personen ohne
österreichische Staatsbürgerschaft waren
in den meisten Fällen von der Opferfür-
sorge ausgeschlossen. 

Unmittelbar nach der Befreiung
bemühten sich lokale und regionale In-
itiativen, die Opfer des NS-Regimes zu

organisieren. Der Bundesverband ehe-
mals politisch Verfolgter, kurz KZ-Ver-
band, stellte den größten solchen Zusam-
menschluss dar. In dessen Vorstand
saßen Mitglieder der SPÖ, der ÖVP und
der KPÖ. Die Fixierung auf die „politi-
schen“ Opfer führte immer wieder zu
Konflikten, in erster Linie mit den jüdi-
schen Überlebenden, die sich nicht ent-
sprechend vertreten fühlten. Der oberö-
sterreichische Landesverband forderte
Entschädigungen und Hilfeleistungen,
tritt für eine umfassende Entnazifizie-
rung ein und etablierte eine erste Erinne-
rungskultur. Der Kalte Krieg verhärtete
rasch die Fronten zwischen den Parteien.
Im März 1948 wurde der gemeinsame
Verband aufgelöst und die Parteien grün-
deten eigene bzw. offiziell von ihnen un-
abhängige Verbände. Diese Nachfolge-
verbände arbeiteten erst seit 1968 wieder
enger zusammen. Neben den offiziellen
Entschädigungszahlungen und Vergün-
stigungen durch das Opferfürsorgegesetz
boten die NS-Opferverbände zahlreiche
Hilfeleistungen an. Außerdem traten sie
hartnäckig für den Beschluss eines Wie-
dergutmachungsgesetzes ein. Zu ihren
Aufgaben gehörten die Mithilfe beim Er-
langen von Trafiken und Kinolizenzen,
die Unterstützung von Hinterbliebenen
und von Personen ohne österreichische
Staatsbürgerschaft, die Verteilung von
Rot-Kreuz-Paketen und die Hilfe bei der
Arbeits- und Wohnungssuche. Sie orga-
nisierten Weihnachtszuwendungen, Be-
kleidung, Möbel, Holz und Kohle.
Außerdem beteiligten sie sich an der Su-
che nach NS-Tätern und traten immer
wieder für eine raschere Rückstellung
arisierter Vermögenswerte ein.

Die Etablierung einer Erinnerungs -
kultur, die dem Vergessen entgegenge-
wirkt und die Dimension der NS-Verbre-
chen bewusst macht, fiel der österreichi-
schen Nachkriegsgesellschaft schwer. So
war es keineswegs selbstverständlich,
dass das Konzentrationslager Maut -
hausen und seine zahlreichen Neben -
lager oder die Tötungsanstalt Hartheim
in Gedenkstätten umgewandelt wurden.
Nicht selten agierten Initiativen zur
 Errichtung von Denkmälern und Ge-
denkstätten mit sehr bescheidenen mate-
riellen Ressourcen und stießen schnell an
die Grenzen des politischen Willens.

Sofort nach der Eingliederung ins
Deutsche Reich setzten in Österreich die
Repressionen gegen Sinti und Roma ein.
Kinder durften nicht mehr in die Schule
gehen, Erwachsene erhielten Berufsver-
bote. In „Zigeunerlagern“ inhaftiert,
wurden sie schließlich in Konzentrati-

diese Haltung. Die Siedlungen für Hei-
matvertriebene und Flüchtlinge standen
unter Verwaltung der Landesregierung.
Bis zu 65.000 Personen waren auf 54
„Amtssiedlungen“ in ganz Oberösterreich
verteilt. Die Belagszahl nahm rasch ab,
aber noch 1955 bestanden in den Siedlun-
gen Kindergärten, Schulen, Altersheime,
Gemeinschaftsküchen, Krankenordinatio-
nen, Werkstätten, rund 200 Geschäfts-
und Gewerbebetriebe sowie zahlreiche
Sport- und Aufenthaltsräume. Einige
 Barackenlager existierten bis 1965.

Vor allem in den ersten Nachkriegsjah-
ren waren die Menschen in diesen Sied-
lungen auf die Spenden in- und ausländi-
scher Hilfsorganisationen angewiesen.
Zwischen Mai 1945 und Dezember 1949
wurden über 100.000 Kleidungsstücke,
große Mengen an Lebensmitteln, 3.000
Wolldecken, 400 Matratzen, 5.000 Meter
Stoff, 800 Kilogramm Wolle, 3.000
 Kilogramm Seife, über eine Million Zi-
garetten und 500 Kilogramm Tabak ge-
sammelt. Die behördliche Zuständigkeit
für einzelne Lager wechselte häufig. So
war das Lager Nr. 65 in Niedernhart
zunächst ein von der IRO (International
Refugee Organization) verwaltetes
Krankenhaus, ehe es zu einer Siedlung
für Heimatvertriebene und Flüchtlinge
wurde. Zudem wohnten in manchen La-
gern sowohl Personen, die vom Amt für
Umsiedlung betreut wurden, als auch
Personen, für die die IRO zuständig war.

Die Integration der neu zugewanderten
Bevölkerungsgruppen in die oberöster-
reichische Gesellschaft verlief nicht rei-
bungslos. Sie war eine große Herausfor-
derung für beide Seiten. Die einzelnen
Gruppierungen bildeten eigene Kultur-
und Sportvereine sowie „Landsmann-
schaften“ und sie gründeten eine gemein-
same Dachorganisation: den Verband der
Volksdeutschen Landsmannschaften
Österreichs (VLÖ), dessen Gründungs-
versammlung am 11. September 1954 in
Linz stattfand. Am schnellsten gelang der
Neuanfang in wirtschaftlicher Hinsicht.
Bekanntestes Beispiel dafür ist die glas-
und metallverarbeitende Schmuckindu-
strie. Bereits seit der ersten Hälfte des
18. Jahrhunderts war Gablonz (Jablonec
nad Nisou) ein Zentrum der Bijouterie-
Manufakturen. Die dort hergestellten
Glaswaren erfreuten sich weltweit großer
Beliebtheit. Die aus der Tschechoslowa-
kei vertriebene sudetendeutsche Bevölke-
rung baute diese Schmuckerzeugung un-
ter anderem in Linz, Losensteinleiten bei
Steyr, Kremsmünster und Enns wieder
auf. 1951 gab es 150 Betriebe mit 1.900
Beschäftigten, die ausschließlich für die
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onslager deportiert. Dort kamen rund 90
Prozent der oberösterreichischen Sinti
und Roma ums Leben. Für die Überle-
benden führte die Stigmatisierung als
„asozial“ nach Kriegsende zu erhebli-
chen Problemen, vor allem beim Ver-
such, als Opfer anerkannt zu werden. In
Oberösterreich ließen sich 51 Menschen
als „Zigeuner“ registrieren, von ihnen er-
hielten lediglich 28 einen Opferausweis
oder eine Amtsbescheinigung. Die Ab-
lehnung wurde oft mit der Behauptung
begründet, es habe sich nicht um eine
rassische Verfolgung gehandelt, sondern
um eine Inhaftierung wegen „asozialen
und arbeitsscheuen Verhaltens“. Zudem
wurden die Haftzeiten in den so genann-
ten „Zigeunerlagern“ häufig schlichtweg
nicht anerkannt. Begründet wurde dies
meist damit, dass es sich bei den Lagern
Lackenbach, Weyer oder Ibm-Weid-
moos nicht um Gefängnisse oder Kon-
zentrationslager gehandelt habe.

Der überwiegende Teil der rund
27.000 jüdischen Displaced Persons
(DPs), die nach Kriegsende in Oberöster-
reich lebten, wollte das Land so rasch
wie möglich verlassen. Die zunächst acht
Lager für jüdische DPs am Linzer Bin-
dermichl, in Bad Ischl, Braunau (Ransh-
ofen), Ebelsberg („Davidstern“), Weg-
scheid („Maurice Tyler“), Enns, Steyr
und Wels standen unter Verwaltung der
Militärregierung, später der UNRRA
(United Nations Relief and Rehabilitati-
on Administration), dann der IRO (Inter-
national Refugee Organization). Ab Sep-
tember 1947 sank die Belagszahl durch
Auswanderung in die USA und nach Ka-
nada, vor allem aber ab Mai 1948 durch
Emigration in den neu gegründeten Staat
Israel. Versorgt wurden die jüdischen
DPs durch die Lagerverwaltung und das
American Joint Distribution Committee“.
So erhielt die Lagerbelegschaft durch-
wegs hochwertige Nahrungsmittel wie
Schokolade, Kakao, Reis, Südfrüchte und
Genussmittel. In den Lagern gab es eige-
ne Werkstätten mit Ausbildungsplätzen.
Die Wohnverhältnisse waren äußerst be-
engt, meistens wohnte eine Familie in ei-
nem einzigen Zimmer. Die Lager in
Ranshofen und Bad Ischl wurden im Sep-
tember 1947 aufgelassen, die dort Unter-
gebrachten kamen ins Lager Davidstern
in Ebelsberg, bis dieses im Oktober 1950
aufgelöst wurde. Übrig blieben die Lager
in Wels, Steyr und Asten; Ende 1954
exis tiert nur noch das Lager Asten.

Knapp ein halbes Jahr nach der Befrei-
ung vom nationalsozialistischen Terror-
regime demonstrierten ein paar hundert
jüdische Displaced Persons der US-

Kriegstagen im KZ Mauthausen ermordet
worden war. Von Ende Oktober bis Mitte
Dezember 1945 war Haider auch Landes-
hauptmannstellvertreter in der provisori-
schen Landesregierung. Erst mit dem
„Allgemeinen Befehl Nr. 3“ der Militär-
regierung vom 19. September 1945 wur-
den in Oberösterreich die politischen Par-
teien zugelassen und am 8./9. Oktober
nahm die Parteipresse (Tagblatt der SPÖ,
Volksblatt der ÖVP“, Neue Zeit der KPÖ)
ihr Erscheinen auf. Die Neue Zeit ersetzte
mit einer Auflage von 18.000 Stück die
bis dahin verlegte Österreichischen
Nachrichten, sie erschien auf Grund des
allgemeinen Ressourcenmangels nur
 jeden zweiten Tag.

Der erste Wahlkampf stand im Zeichen
des Misstrauens der ehemaligen Gegner.
Die Sozialisten warnten vor einer Wie-
derkehr jener Kräfte, die 1934 die demo-
kratischen Parteien abgeschafft hatten;
besonders Landeshauptmann Gleißner
stand im Zentrum der Angriffe. Die
Volkspartei setzte auf den „Landes-
hauptmann-Bonus“ und präsentierte sich
als Partei der Mitte. Über 100.000 ehe-
malige Nationalsozialis ten waren per
Gesetz von der Wahl ausgeschlossen.
Als große Unbekannte galt die KPÖ.

Am 25. November 1945 lautete das Er-
gebnis der Landtagswahl: ÖVP 59,1%,
SPÖ 38,3%, KPÖ 2,6% – dies reichte auf
Grund der undemokratischen Wahlord-
nung nicht für einen Einzug in den Land-
tag. Das Ergebnis wurde auf die Gemein-
deratsebene umgelegt, demnach war die
KPÖ mit ihren 12.418 Stimmen mit offi-
ziell insgesamt 49 Mandaten vertreten.
Auf Grund von Parteienvereinbarungen
konnte die KPÖ aber insgesamt 32 Man-
date in 23 Gemeinden in Oberösterreich-
Süd (US-Besatzungszone) sowie 52
Mandate in 51 Gemeinden in Oberöster-
reich-Nord (sowjetische Besatzungs -
zone) besetzen. Dieses Ergebnis war für
die KPÖ eine herbe Enttäuschung – die
Wahlen fanden einerseits zu früh statt,
um im Vorfeld eine echte Konsolidie-
rung als Partei erlangen zu können, ande-
rerseits waren überall noch die Spuren
des Krieges sichtbar. Zudem griff erneut
der in der Bevölkerung stark verankerte
und von den gegnerischen Parteien for-
cierte Antikommunismus. Die KPÖ wur-
de fortan als „Russenpartei“ diffamiert,
fortschrittliche Veränderungen waren im-
mer schwieriger umzusetzen. Die
 eigentlich erhofften rund 20% wurden
klar verfehlt, dennoch gelangen in einzel-
nen Hochburgen beachtliche Erfolge. So
erhielt die KPÖ in Bad Goisern 14,5%, in
Steyr 11,6%, in Ebensee 10,2% und in

Amerikanischen Zone in Linz. Auf
 Fotos, die nur im Archiv von Yad Vas-
hem öffentlich zugänglich sind, tragen
einige Protestierende mangels Kleidung
die gestreifte Kluft der Konzentrationsla-
ger oder Reste von SS Uniformen. Mit
Parolen wie „Nazis live in comfortable
houses, their victims live in dirty bar-
racks“ und „After 6 years in Concentrati-
on camp in Concentration camp again“
forderten Überlebende der Konzentrati-
onslager ein Leben, wie „normale Men-
schen“ für sich ein. Ihr Protest hatte Er-
folg, schon vier Tage nach der Demon-
stration kündigte General Clark an, dass
„Juden“ in die Bindermichl-Siedlung
einziehen werden, weil sie als „meist -
verfolgte Gruppe Anspruch auf bessere
Behandlung hätten. Insgesamt 2.000 pol-
nische, ungarische und rumänische Nazi-
Opfer übersiedelten so in 369 der
 modernsten Wohnungen, die Linz anzu-
bieten hatte – das DP-Lager Bindermichl
entstand. Es gilt als Vorzeigelager, die
Versorgung mit Lebensmitteln und Klei-
dung War gut. Mit Hakoah Linz hatte
das Lager sogar einen eigenen Fußball-
verein. Doch immer wieder gab es Zu-
sammenstöße mit der Bevölkerung. So
kam es im April 1947 vor einer Bushalte-
stelle zu einer Schlägerei, einer der Tat-
verdächtigen rief dabei antisemitische
Parolen. Ein Bericht an Landeshaupt-
mann Gleißner prangerte die Untätigkeit
der Polizei und der Behörden bei juden-
feindlichen Ausschreitungen an.

Die KPÖ 1945 bis 1955

Im Unterschied zur sowjetisch besetz-
ten Zone waren in Oberösterreich süd-
lich der Donau sowohl politische Partei-
en und auch Gewerkschaften zunächst
verboten und daher weiterhin illegal,
wenngleich geduldet. Bereits unmittelbar
nach Kriegsende bemühten sich zahlrei-
che Personen darum, kommunistische
Strukturen in Oberösterreich wieder auf-
zubauen. Am 14. Mai 1945 fand in
 einem Gasthaus in der Linzer Lessing -
straße eine Sitzung unter dem Vorsitz
von Josef Mitter statt, bei der man übe-
reinkam, sich an der provisorischen
Stadtverwaltung aktiv zu beteiligen und
die unangenehmen Referate Ernährung
(Otto Brunn) und Wohnungswesen
(Franz Rammerstorfer) zu übernehmen.
In der Stadtverwaltung Urfahr arbeiten
für die KPÖ zunächst Josef Ebelseder als
Vizebürgermeister und Josef Hammer
als Stadtrat. Auf Landesebene wurde be-
reits im Mai 1945 Franz Haider mit der
Funktion des Landesobmannes betraut,
nachdem Sepp Teufl noch in den letzten



Beiträge 21

2/15

führte am 25. September zu einem ersten
Warnstreik in der VOEST und in den
Steyr-Werken. Am 26. Oktober forder-
ten rund 20.000 DemonstrantInnen auf
dem Linzer Hauptplatz ein Ende des
Preistreiberpakts, insgesamt streikten an
diesem Tag rund 60.000 ArbeiterInnen
aus 120 oberösterreichischen Betrieben.

Auf Bundesebene riet die KPÖ dazu,
den Streik zu unterbrechen, um in einer
österreichweiten Betriebsrätekonferenz
einen Forderungskatalog zu erstellen.
Nur bei Nichterfüllung der Forderungen
sollte für den 4. Oktober zum General-
streik aufgerufen werden. Diese Unter-
brechung gab Regierung und ÖGB-
Führung genügend Zeit, Gegenmaßnah-
men zu ergreifen und Druck auf allen
Ebenen auszuüben. Die Massenmedien
sprachen bereits zu diesem Zeitpunkt
von einem kommunistischen Putschver-
such und diskreditierten damit alle Ver-
suche, das LPA zu Fall zu bringen. Die
bewusste Unterbrechung des Streiks
führte zu einem Abbröckeln der Bewe-
gung, darüber hinaus gingen die vom
späteren Innenminister Olah aufgestell-
ten Einsatzkommandos mit Gewalt ge-
gen die Streikenden vor. Die Steyr-Wer-
ke werden von der Gendarmerie besetzt
– der Streik brach rasch zusammen und
wurde von der Betriebsrätekonferenz am
5. Oktober offiziell beendet. Rund ein-
tausend Entlassungen waren die Folge,
darunter je 350 in der VOEST und in den
Steyr-Werken, 90 im Aluminiumwerk
Ranshofen – viele der entlassenen Arbei-
ter fanden in den sowjetischen USIA-
 Betrieben wieder Beschäftigung.
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Wolfsegg 10,2% der Stimmen. Organisa-
torisch kam es in der KPÖ Oberösterreich
zu einem beachtlichen Aufschwung, die
Mitgliederzahlen stiegen von lediglich
rund 500 im Mai 1945 auf über 6.000 im
Jänner 1946. Auf dem 1. (13.) Landes-
parteitag (Februar 1946) wurde Franz
Haider zum 1. Obmann gewählt, August
Moser und Oktavian Baumgartner zu sei-
nen Stellvertretern und Sepp Bloderer
zum Landesparteisekretär.

SPÖ, ÖVP und KPÖ gründeten auch
die Arbeiterkammer wieder. Am 27. No-
vember 1945 beschloss die provisorische
Vollversammlung die Aufteilung der
Mandate. Die SPÖ erhielt 68, die ÖVP
24 und die KPÖ 16 Mandate. Die erste
Sitzung fand am 1. Dezember 1945 statt.
Am 12. Mai 1946 fand die erste Lan-
deskonferenz des ÖGB statt, auch hier
arbeiteten die Vertreter der KPÖ intensiv
und maßgeblich mit. Die bis Ende 1947
stattfindenden Betriebsratswahlen von
knapp 4.000 Mandaten brachten für die
KPÖ 154 Mandate, vorwiegend in den
Großbetrieben der Schwerindustrie.

Der Oktoberstreik 1950

Ausgangspunkt für den so genannten
Oktoberstreik war die soziale Unzufrie-
denheit besonders in der Arbeiterschaft,
die sich am 4. Lohn- und Preisabkom-
men (LPA) und den damit verbundenen
Belastungen entzündete. Die Landeslei-
tungssitzung der KPÖ Oberösterreich
vom 3. September 1950 beschloss, lan-
desweit Aktionen gegen diese neue Bela-
stungswelle zu durchzuführen. Die SPÖ
hingegen verteidigte das LPA und ver-
sprach eine Abgeltung der Verluste in
der Zukunft. Diese Beschwichtigungs -
politik reichte nicht aus, die Streikbereit-
schaft stieg. Die Bekanntgabe, dass es
am 22. September zu einer Einigung
über ein neues Sparpaket gekommen sei,

Im April 2015 stellten das Oberösterreichische Landesmuseum und das Stadtmuseum NORDICO auf der Linzer Nibelungen-
brücke zwei Tafeln auf, die an die Teilung der Stadt vor 70 Jahren erinnern sollen. Sie ähneln den originalen Tafeln und symbo-
lisieren die US-amerikanische und die sowjetische Zonengrenze.
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on Stragan („Marktstandl“), die von
 Wien und Linz aus unter Anderem Pläne
der Raketenproduktion in Peenemünde
ausspionierte. Ihre Angehörigen waren
großteils polnische Nationalisten aus
dem Olsa-Gebiet, dem seit dem Ende des
Ersten Weltkriegs durch den Fluss Olsa
(poln. Olza, tschech. Olše) geteilten
 Gebiet rund um Teschen (Cieszyn/Český
Těšín). Fünf weitere Hingerichtete waren
wegen ihrer Zugehörigkeit zur katho-
lisch-konservativen Antifaschistische
Freiheitsbewegung Österreichs zum
 Tode verurteilt worden, unter ihnen die
beiden Franziskaner- Patres Angelus
Steinwender und Kapis tran Pieller. So-
wohl der älteste als auch der jüngste Hin-
gerichtete waren vom Sondergericht
Linz wegen „krimineller“ Delikte zum
Tode verurteilt worden: Der sechzi-
gjährige  Josef Hofer, wegen wiederhol-
ten Diebstahls zu einer mehrjährigen
Zuchthausstrafe verurteilt und geflohen,
hatte auf der Flucht, um zu über leben,
weitere Diebstähle verübt und war des-
halb als „gefährlicher Gewohnheitsver-
brecher“ zum Tode verurteilt worden.
Der sechzehnjährige Alois Hütter war als
„verwahrloster Jugendlicher“ mit fünf-
zehn zu einer vierjährigen Gefängnis-
strafe verurteilt worden, geflohen und
hatte versucht, seine Flucht von Linz aus
mit dem Auto eines Arztes, das vor des-
sen Praxis unversperrt abgestellt war,
fort zusetzen. Die Frau des Arztes, eine
Krankenschwester und zwei wartende
Patienten zwangen ihn jedoch auszustei-
gen. Mit Hilfe einer gestohlenen Pistole
bedrohte er den Mann, der ihn fest hielt,
wurde nach kurzem Handgemenge aber
der Polizei übergeben. Wegen seiner
„sittlichen Verderbtheit“ beantragte der
Staatsanwalt, den „entarteten Jugend -
lichen“ trotz seiner Jugend als „Volks-
schädling“, gefährlichen Gewohnheits-
verbrecher und Gewaltverbrecher zum
Tode zu verurteilen. Trotz eines medizi-
nischen Gutachtens, das bezweifelte, ob
Hütter – wie es das Gesetz als Vorausset-
zung für ein solches Urteil erforderte –
einem Straftäter über achtzehn Jahren
gleichzustellen sei, folgte das Sonder -
gericht dem Antrag der Staatsanwalt-
schaft und überstellte Hütter zur Hinrich-
tung nach Wien. Die Fälle Hofer und
Hütter zeigen, welche „todeswürdigen
Verbrechen“ jene begangen hatten, die

leitung Niederdonau und dem Kremser
„Volkssturm“ auf den Versuch des
Zuchthausdirektors Franz Kodré, die
Häftlinge frei zu lassen, mit einem Mas-
saker, dem mehr als dreihundert Häftlin-
ge zum Opfer fielen. Die Mörder stellten
ein „Standgericht“ zusammen, das Kodré
selbst sowie vier Justizwachebeamte, die
die Freilassung unterstützt hatten, hin-
richtete. SS und „Volkssturm“ veranstal-
teten am 6. und 7. April im Stadtgebiet
von Krems und den Orten der Umge-
bung eine „Hasenjagd“ und ermordeten
zahlreiche bereits in die Freiheit ent -
lassene Häftlinge; 61 von ihnen wurden
am 7. April in Hadersdorf am Kamp an
der Friedhofsmauer erschossen, nach-
dem ihnen am Tag davor Hadersdorfer
Nationalsozialisten den Weg verstellt
hatten. Die meisten Toten wurden in drei
Massengräbern innerhalb des Zuchthau-
ses verscharrt. Die Toten waren sowohl
„politische“ als auch „kriminelle“ Häft-
linge, unter den ermordeten ausländi-
schen Gefangenen befanden sich beson-
ders viele Tschechen und Griechen. Die
Überlebenden wurden donauaufwärts in
Richtung Bayern verschifft.

Die Massenhinrichtung 
vom 15. April 1945

Im fast leeren Zuchthaus fand neun
 Tage nach dem Massaker eine Massen -
erschießung statt: In Wien war keiner der
bei Bedarf tätigen Scharfrichter (aus
Graz, Prag oder München) verfügbar –
offenbar hielt sich ihre Bereitschaft in
Grenzen, angesichts der bevorstehenden
Einnahme der Stadt durch die Rote
 Armee, nach Wien zu kommen, um die
letzten zum Tode Verurteilten, die noch
nicht geköpft waren, hinzurichten. Der
Wiener Generalstaatsanwalt, Johann
Karl Stich, veranlasste eine Hinrichtung
im Zuchthaus Stein. Am 5. April traten
46 Verurteilte und mehrere Begleitperso-
nen den Fußmarsch nach Stein an, wo 44
von ihnen am 9. April ankamen – zwei
hatten unterwegs flüchten können. Ange-
sichts der Massengräber des vorangegan-
genen Massakers war die Wartezeit bis
zur Hinrichtung wohl eine zusätzliche
Tortur. Am 15. April wurden alle 44
durch Genickschuss exekutiert. 

17 der 44 Hingerichteten waren An-
gehörige der mit der polnischen Heimat-
armee verbundenen Spionageorganisati-

A
m 12. April 2015 gedachte die
Stadt Krems an der Donau der
Opfer des NS-Terrors im April

1945. Im Rahmen einer Zeremonie auf
dem Friedhof Stein an der Donau ent-
hüllten der polnische Botschafter und der
Bürgermeister ein Denkmal für die pol-
nischen Opfer der Massenhinrichtung im
Zuchthaus Stein am 15. April 1945. Wei-
tere Stationen des Gedenkens waren das
Denkmal für die griechischen Opfer, wo
Robert Streibel aus seinem neuen Roman
„April in Stein“ las, und die Benennung
einer von der Justizanstalt weg führen-
den Verbindungsgasse nach dem griechi-
schen Überlebenden Gerasimos Garne-
lis. Nach einer Kranzniederlegung vor
den Gedenksteinen für die ermordeten
Häftlinge und die hingerichteten
 Justizwachebeamten zeigten Piotr Szal -
sza und Sofia Beklen ihren den Hinge-
richteten des 15. April 1945 gewidmeten
Film „Die Helden von Stein“, der am
Jahrestag selbst auch im Wiener
Straflandes gericht aufgeführt und am
9. Mai in ORF III gesendet wurde. 

Das Massaker 
vom 6. April 1945

Am 6. April 1945 reagierten national-
sozialistische Fanatiker unter der Beam-
tenschaft des Zuchthauses Stein an der
Donau gemeinsam mit der NSDAP-Gau-

70 Jahre nach dem Massaker im Zuchthaus Stein:

Die Stadt Krems stellt sich ihrer Geschichte
Winfried r. Garscha
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